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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Fr. 25. 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Heranziehung der Fabriken u. ſ. w. mit Vorausleiſtungen für den Wegebau in der 
Provinz Schleswig Holſtein mit Ausnahme des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, S. 299. — Geſetz, 
betreffend Abänderung der §§. 31, 65 und 68 des Geſetzes zur Ausführung des Bundesgeſetzes über 
den Unterſtützüngswohnſiz vom 8. März 1871, S. 300. — Geſetz, betreffend Eintragungen in die 
Höferolle und Landgüterrolle auf Erſuchen der Generalkommiſſion, S. 303. — Verfügung des Juſtiz 
miniſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Aachen, 
Erkelenz, Eupen, Gemünd, Jülich, Düren, Heinsberg, Bonn, Boppard, Coblenz, Cochem, Caſtellaun, 
Adenau, Münſtermaifeld, Daun, Prüm, Zell, Kirchberg, Mayen, Sobernheim, Mülheim am Rhein, 
Gummersbach, Wipperfürth, Waldbroel, Gerresheim, Opladen, Mettmann, Solingen, Elberfeld, 
Ratingen, Düſſeldorf, Neuß, Lennep, Lebach, Grumbach, Sankt Wendel und Wittlich, S. 304. 


(Nr. 9470.) Geſetz, betreffend die Heranziehung der Fabriken u. ſ. w. mit Vorausleiſtungen 
für den Wegebau in der Provinz Schleswig-Holſtein mit Ausnahme des 
Kreiſes Herzogthum Lauenburg. Vom 2. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für den 
Umfang der Provinz Schleswig-Holſtein, mit Ausſchluß des Kreiſes Herzogthum 
Lauenburg, was folgt: 

F. 1. 


Wird ein öffentlicher Weg in Folge der Anlegung von Fabriken, Berg⸗ 
werken, Steinbrüchen, Ziegeleien oder ähnlichen Unternehmungen vorübergehend, 
oder durch deren Betrieb dauernd, in erheblichem Maße abgenutzt, ſo kann auf 
Antrag derjenigen, deren Unterhaltungslaſt durch ſolche Unternehmungen vermehrt 
wird, dem Unternehmer nach Verhältniß dieſer Mehrbelaſtung, wenn und in. 
ſoweit dieſelbe nicht durch die Erhebung von Chauſſeegeld gedeckt wird, ein an 
gemeſſener Beitrag zu der Unterhaltung des betreffenden Weges auferlegt werden. 


$. 2. 

Der Staat, die Provinz, die Kreiſe und diejenigen Stadtgemeinden, 
welche einen Stadtkreis bilden, find zur Stellung derartiger Anträge (§. 1) 
nicht befugt. % nch fu 
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§. 9. 

Ueber die Anträge entſcheidet in Ermangelung gütlicher Vereinbarung auf 
Klage der Wegebaupflichtigen der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in Städten 
mit mehr als 10000 Einwohnern der Bezirksausſchuß. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Amſterdam, den 2. Juli 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. 


(Nr. 9471.) Geſetz, betreffend Abänderung der §§. 31, 65 und 68 des Geſetzes zur 
Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 
8. März 1871 (Gefeg- Samml. S. 130). Vom 11. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 
er 1 Artikel J. 
Der F. 31 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über 
den Unterſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871 wird aufgehoben. An ſeine 
Stelle treten die nachfolgenden $$. 31, 31a, b, e, d und e. 


§. 31. 

Die Landarmenverbände — in der Provinz Oſtpreußen der Land. 
armenverband der Provinz — ſind verpflichtet, für Bewahrung, Kur 
und Pflege der hülfsbedürftigen Geiſteskranken, Idioten, Epileptiſchen, 
Taubſtummen und Blinden, ſoweit dieſelben der Anſtaltspflege bedürfen, 
in geeigneten Anſtalten Fürſorge zu treffen. 

Verpflichtet zur Aufnahme und Bewahrung, zur Gewährung der 
Kur und Pflege iſt zunächſt derjenige Landarmenverband, welchem 
der vorläufig unterſtützungspflichtige Ortsarmenverband angehört. 

Dieſer Landarmenverband kann die Uebernahme des Hülfsbedürftigen, 
ſowie den Erſatz der aufgewendeten Verpflegungs- und Ueberführungs⸗ 
koſten von demjenigen Landarmenverbande verlangen, dem der end— 


— 


gültig unterſtützungspflichtige Ortsarmenverband angehört. 
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E FS. 31a. f 

Die allgemeinen Verwaltungskoſten der Anſtalten und die Koſten 
der von der Anſtalt ſelbſt bewirkten Beerdigung trägt der Landarmen— 
verband. Der Landarmenverband iſt berechtigt, ſofern es ſich nicht 
um einen landarmen Hülfsbedürftigen handelt, vorbehaltlich ander— 
weitiger Vereinbarung Erſatz der ſonſtigen Koſten von dem endgültig 
unterſtützungspflichtigen Ortsarmenverband zu verlangen. Die Er- 
ſtattung erfolgt durch Vermittelung des Kreiſes, welchem dieſer Orts— 
armenverband angehört; der Kreis iſt verpflichtet, dem Ortsarmen— 
verbande mindeſtens zwei Drittel der von letzterem aufzubringenden 
Koſten als Beihülfe zu gewähren. 

Unberührt bleiben alle auf beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen 
oder Titeln beruhenden Verpflichtungen. 


$. 31b. 

Die Beſtimmungen über die Aufnahme und Entlaſſung der 
Anſtaltspflegebedürftigen, ſowie über die Höhe der zu erſtattenden 
Koften werden in Reglements getroffen, welche der Genehmigung der 
zuſtändigen Miniſter unterliegen. 

$. 310. 

Streitigkeiten zwiſchen den Ortsarmenverbänden und den zur Bei- 
hülfe verpflichteten Kreiſen unterliegen der Entſcheidung im Verwaltungs— 
ſtreitverfahren. Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß, in 
zweiter das Oberverwaltungsgericht. 

Im Uebrigen behält es bei den Beſtimmungen des Reichsgeſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 ſein Bewenden. 


§. 31d. 

Land- und Stadtkreiſe, ſowie Ortsarmenverbände, welche für 
einen der von den Landarmenverbänden unmittelbar zu übernehmenden 
Zweige der Armenpflege bisher ſchon in ausreichender Weiſe geſorgt 
haben, können, ſo lange dies der Fall iſt, nicht gegen ihren Willen 
verpflichtet werden, an der betreffenden Einrichtung des Landarmen⸗ 
verbandes theilzunehmen oder zu den Koſten derſelben beizutragen. 

Land- und Stadtkreiſe können mit Genehmigung des Oberpräſidenten 
auch in Zukunft die Fürſorge für hülfsbedürftige Geiſteskranke, Idioten, 
Epileptiſche, Taubſtumme und Blinde in eigenen Anſtalten über⸗ 
nehmen. 
Die in Folge der Ausführung der vorſtehenden Vorſchriften er⸗ 
forderliche Regelung der Verhältniſſe iſt, unbeſchadet aller Privatrechte 
Dritter, durch den Oberpräſidenten zu bewirken. 

Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, unterliegen der Entſcheidung 
des Oberverwaltungsgerichts. 592 
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In den Fällen der Abſätze 1 und 2 tragen die Landkreiſe die 
allgemeinen Verwaltungskoſten allein und dürfen die Ortsarmenverbände 
höchſtens bis zu einem Drittel der ſonſtigen Koſten heranziehen 
(F. 31a). 

$. 31e. 


Die Landarmenverbände, Kreiſe und die aus mehreren Gemeinden 
und Gutsbezirken zuſammengeſetzten Kommunalverbände ſind auch ferner 
befugt, die Fürſorge für Sieche unmittelbar zu übernehmen. 

Die gleiche Befugniß verbleibt den Kreiſen und den im Abſatz 1 
bezeichneten Kommunalverbänden hinſichtlich der hülfsbedürftigen Kranken. 


Artikel I. 
Der F. 65 des Geſetzes vom 8. März 1871 erhält am Schluſſe folgende 


Zuſätze: 

In den Fällen der §§. 31, 31a, d und e ſind auch die Kreiſe 
und die anderen daſelbſt bezeichneten Kommunalverbände berechtigt, die 
Gewährung der erforderlichen laufenden Unterſtützung von den im 
Abſatz 1 aufgeführten Perſonen nach Maßgabe ihrer geſetzlichen Ver— 
pflichtung zu fordern. Findet eine Vereinbarung über die Höhe dieſer 
Koſten nicht ſtatt, ſo beſchließt auf den Antrag der Berechtigten nach 
Anhörung der Betheiligten der Bezirksausſchuß endgültig, vorbehaltlich 
des ordentlichen Rechtsweges. 

Die in ſchriftlicher, von beiden Theilen vollzogener Faſſung ver- 
einbarten und die von dem Bezirksausſchuſſe feſtgeſetzten Beträge unter— 
liegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 

Artikel II. 
Der F. 68 des Geſetzes vom 8. März 1871 erhält folgenden Zuſatz: 

Der Erſtattungsanſpruch im gerichtlichen Verfahren ſteht in den 
Fällen der §§. 31, 31a, d und e auch den Kreiſen und den 
anderen daſelbſt bezeichneten Kommunalverbänden zu. Die Klage iſt 
gegen den Unterſtützten und gegen ſeine alimentationspflichtigen Ange— 
hörigen zuläſſig. 

Artikel IV. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1893 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N | 
Gegeben Buckingham Palace London, den 11. Juli 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. v. Kaltenborn. 
Gr. v. Zedlitz. Thielen. 
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(Nr. 9472.) Geſetz, betreffend Eintragungen in die Höferolle und Landgüterrolle auf Erſuchen 
der Generalkommiſſion. Vom 11. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Mon⸗ 
archie, zur Ergänzung der Geſetze, betreffend das Höferecht in der Provinz Han- 
nover, vom 2. Juni 1874 (Geſetz-Samml. S. 186) und betreffend das Höferecht 
im Kreiſe Herzogthum Lauenburg, vom 21. Februar 1881 (Gejeg: Samml, S. 19), 
ſowie der Landgüterordnungen für die Provinz Weſtfalen und die Kreiſe Rees, 
Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), Duisburg und Mülheim a. d. Ruhr vom 30. April 
1882 (Geſetz-Samml. S. 255), für die Provinz Brandenburg vom 10. Juli 
1883 (Gejeg-Samml. S. 111), für die Provinz Schleſien vom 24. April 1884 
(Geſetz Samml. S. 121), für die Provinz Schleswig-Holſtein, mit Ausnahme 
des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, vom 2. April 1886 (Geſetz-Samml. S. 117) 
und für den Regierungsbezirk Caſſel, mit Ausnahme des Kreiſes Rinteln, vom 
1. Juli 1887 (Geſetz-Samml. S. 315), was folgt: 


5 1. 

Der Antrag auf Eintragung in die Höferolle oder Landgüterrolle kann 
bezüglich der einem Auseinanderſetzungsverfahren unterliegenden Grundſtücke auch 
bei der Generalkommiſſion oder deren Kommiſſar geſtellt werden. 

Der Antrag kann ſich auch auf andere Grundſtücke des Antragſtellers er— 
ſtrecken, welche mit ſeinen dem Auseinanderſetzungsverfahren unterliegenden Grund⸗ 
ſtücken gemeinſchaftlich bewirthſchaftet werden. 

$. 2. 

Hält die Generalkommiſſion den Antrag für begründet, ſo erſucht ſie das 
Amtsgericht um Eintragung in die Rolle. 

Auf das Erſuchen der Generalkommiſſion findet der $. 41 der Grundbuch— 
ordnung vom 5. Mai 1872 (Geſetz-Samml. S. 446) entſprechende Anwendung. 


Se, 

Dieſes Geſetz kommt auch dann zur Anwendung, wenn der Antrag auf 
Eintragung bei der Generalkommiſſion oder deren Kommiſſar ſchon vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes geſtellt war. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Buckingham Palace London, den 11. Juli 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. 


(Nr. 94729473.) 
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(Nr. 9473.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Aachen, Erkelenz, Eupen, Gemünd, Jülich, 
Düren, Heinsberg, Bonn, Boppard, Coblenz, Cochem, Caſtellaun, Adenau, 
Münſtermaifeld, Daun, Prüm, Zell, Kirchberg, Mayen, Sobernheim, 
Mülheim am Rhein, Gummersbach, Wipperfürth, Waldbroel, Gerresheim, 
Opladen, Mettmann, Solingen, Elberfeld, Ratingen, Düſſeldorf, Neuß, 
Lennep, Lebach, Grumbach, Sankt Wendel und Wittlich. Vom 13. Juli 1891. 


Au Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Aachen gehörige Gemeinde Bardenberg, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Erkelenz gehörige Gemeinde Rurich, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Eupen gehörigen Gemeinden Walhorn 

und Preußiſch-Moresnet, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Gemünd gehörige Gemeinde Mechernich, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Jülich gehörigen Gemeinden Ham— 
bach und Stetternich, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Düren gehörige Stadtgemeinde Düren, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Heinsberg gehörige Gemeinde Laffeld, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bonn gehörige Stadtgemeinde Bonn, 

für die im Bezirk des Amtsgerichts Boppard belegenen Bergwerke Goldlay, 
Roſa, Friedrich, Alexander, Mariahöhe, Friedrichsſegen, Netty, Bertha, 
Hermann, Joſephine, Boppard, Buchholz, Oppenhauſen, Udenhauſen, 
Moſella, Alken, Guſtav, Ehrenburg, Hermannszeche, Thereſia, Sonnen— 
untergang, Hoffnungsſtern, Ney, Halſenbach, Lieſenfeld, Niedergonders— 
haufen, Obergondershauſen, Mermuth, Gertrudſegen, Kronprinz, 
Salzig, Glücksfund, ſowie für die in den Bezirken der Amtsgerichte 
Boppard und Coblenz belegenen Bergwerke Dorothea, Juliane, Morgen— 
röthe, Emilie, Julius, für die in den Bezirken der Amtsgerichte 
Boppard und Cochem belegenen Bergwerke Johanna und Eveshauſen, 
für das in den Bezirken der Amtsgerichte Boppard und Caſtellaun 
belegene Bergwerk Eveshauſen, für welche Bergwerke die Grundbuch— 
anlegung von dem Amtsgericht Boppard bewirkt wird, 
die zum Bezirk des Amtsgerichts Cochem gehörige Gemeinde Dohr, 
für die in demſelben Amtsgerichtsbezirk belegenen Bergwerke Bruno, 
Hochpochten, Müllenbach, Reinold I, Reinold II, Vordereifel, Vorder— 
eifel I, Vordereifel II, Vordereifel III, Vordereifel IV, Vordereifel V, 
Brandenburg, Bebel, Beauregard, Conrad, Coblenz, Cimolit, Clemens, 


für 


- 


— 


für 
für 
für 


fü 


— 


für 
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Bauduin, Landkern VI, Illerich IV, Illerich V, Illerich VI. Carlshöhe, 


Cöln, Claudius, Conſtantin, Beatrir, Amalia, Alexander, Anderwärts, 
Aſſer, Bardenberg, Lutz II, Lutz III, Lutz IV, Lutz VII, Gevenich, 
Weiler, Alflen, Alflen I, Alflen II, Alflen III, Alflen IV, Alflen V, 
Alflen VI, Alflen VII, Sequens, Sara, Regina, Salve, Steinbuſch, 
Pley, Raphael, Prömper, Reinkens, Wachtel, Winneburg, Faid III, 
Sanctus, Clottenerhöhe, Illerich, Illerich II, Illerich III, Landkern J, 
Lutz V, Lutz VI, Urſchmitt, Neuſen, Magnus, Magdalena, Maximilian, 
Wolfgang, Wahrheit, Wachſam, Beuren, Wilhelm, Faid J, 
Faid II, Faid IV, Faid V, Rudolph, Lütz, Bienenfeld, Petersberg, 
Treis, ſowie für die in den Bezirken der Amtsgerichte Cochem und 
Adenau belegenen Bergwerke Werner III und Uelmen, für die in den. 
Bezirken der Amtsgerichte Cochem und Münſtermaifeld belegenen Berg— 
werke Auguſtin, Alpenhöhe, Moſella, für die in den Bezirken der 
Amtsgerichte Cochem und Daun belegenen Bergwerke Drieſch, Drieſch !, 
Drieſch II, für die in den Bezirken der Amtsgerichte Cochem und Prüm 
belegenen Bergwerke Morgenroth und Merkſtein, für die in den Be⸗ 
zirken der Amtsgerichte Cochem, Prüm und Daun belegenen Bergwerke 
Narziß und Strotzbüſch, für das in den Bezirken der Amtsgerichte 
Cochem und Zell belegene Bergwerk Beilſtein, für die in den Bezirken 
der Amtsgerichte Cochem und Boppard belegenen Bergwerke Rudolph II 
und Petersberg II, für welche Bergwerke die Grundbuchanlegung von 
dem Amtsgericht Cochem bewirkt wird, 

die zum Bezirk des Amtsgerichts Kirchberg gehörigen Gemeinden Rödern 
und Maitzborn, ſowie für das in demſelben Amtsgerichtsbezirk belegene 
Bergwerk Ludwig, | 

die zum Bezirk des Amtsgerichts Mayen gehörige Gemeinde Berresheim, 
die zum Bezirk des Amtsgerichts Sobernheim gehörige Gemeinde Dhaun, 
die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörige Gemeinde Jammels- 
hofen/ 

die zum Bezirk des Amtsgerichts Mülheim am Rhein gehörige Kataſter⸗ 
gemeinde Elsdorf, i 

die im Bezirk des Amtsgerichts Gummersbach belegenen Bergwerke 
Blitz, Böhmerszeche, Liſette, Silberkuhle, Wetter, Aurelia, Amalia II, 
Anunciata, Bernberg, Car, Calsbach, Calsbach I, Calsbach II, Dio— 
tima, Emanuel I, Emma, Emil J, Felicitas II, Grünbleiberg, Hulda, 
Heinrich I, Johanna III, Laurentia „Regina I, Trio, Wilhelm, ſowie 
für die in den Bezirken der Amtsgerichte Gummersbach und Wipper⸗ 
fürth belegenen Bergwerke Gutgewagt, Agger, Leppe, Lenne, Ruhr, 
für die in den Bezirken der Amtsgerichte Gummersbach und Meinerts— 
hagen belegenen Bergwerke Helberg I und Helberg II, für das in den 


= WE 


Bezirken der Amtsgerichte Gummersbach, Meinertshagen und Olpe 
belegene Bergwerk Heinrich Gericke, für das in den Bezirken der Amts— 
gerichte Gummersbach und Waldbroel belegene Bergwerk Helene I, 
für welche Bergwerke die Grundbuchanlegung von dem Amtsgericht 
Gummersbach bewirkt wird, 
die zum Bezirk des Amtsgerichts Gerresheim gehörige Gemeinde Himmel— 
geift- Werften, für das in demſelben Amtsgerichtsbezirk belegene Berg— 
werk Garath, ſowie für das in den Bezirken der Amtsgerichte Gerres— 
heim und Opladen belegene Bergwerk Hilden IV, für das in den Be— 
zirken der Amtsgerichte Gerresheim und Mettmann belegene Bergwerk 
Union, für das in den Bezirken der Amtsgerichte Gerresheim, So— 
lingen und Mettmann belegene Bergwerk Vereinigtes Deutſchland, für 
das in den Bezirken der Amtsgerichte Gerresheim, Mettmann, So— 
lingen, Elberfeld und Ratingen belegene Bergwerk Vereinigung, für 
das in den Bezirken der Amtsgerichte Gerresheim, Mettmann und 
Ratingen belegene Bergwerk Wilhelm, für das in den Bezirken der 
Amtsgerichte Gerresheim, Ratingen und Düſſeldorf belegene Bergwerk 
Grafenberg, für welche Bergwerke die Grundbuchanlegung von dem 
Amtsgericht Gerresheim bewirkt wird, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neuß gehörige Gemeinde Holzheim, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Lennep gehörige Gemeinde Neuhückes⸗ 
wagen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Solingen gehörigen Kataſtergemeinden 
Stadt⸗Solingen und Solingen-Dorp, f 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Lebach gehörigen Gemeinden Jabach 
und Eidenborn, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Grumbach gehörige Gemeinde Ilgesheim, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Wendel gehörige Gemeinde 
Furſchweiler, Mn stchirs 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Prüm gehörige Gemeinde Mürlenbach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörige Gemeinde Manderſcheid 
am 15. Auguſt 1891 beginnen ſoll. 
Berlin, den 13. Juli 1891. 


* 


fü 


Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


